
Urteil des Gerichtshofs (Zehnte Kammer) vom 19. März 2020 — ClientEarth/Europäische 
Kommission

(Rechtssache C-612/18 P) (1)

(Rechtsmittel – Zugang zu Dokumenten der Organe – Verordnung [EG] Nr. 1049/2001 – Art. 4 Abs. 1 
Buchst. a dritter Gedankenstrich und Abs. 6 – Ausnahmen vom Recht auf Zugang – Schutz des 

öffentlichen Interesses im Hinblick auf die internationalen Beziehungen – Vom Juristischen Dienst der 
Europäischen Kommission erstellte Dokumente betreffend den Mechanismus zur Beilegung von 
Investor-Staat-Streitigkeiten und die Investitionsgerichtsbarkeit in den Handelsabkommen der 

Europäischen Union – Teilweise Verweigerung des Zugangs)

(2020/C 222/12)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Rechtsmittelführerin: ClientEarth (Prozessbevollmächtigte: O. W. Brouwer und E. M. Raedts, advocaten, sowie N. Frey, 
Solicitor)

Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J. Baquero Cruz, F. Clotuche-Duvieusart und 
C. Ehrbar)

Tenor

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. ClientEarth trägt neben ihren eigenen Kosten die der Europäischen Kommission entstandenen Kosten.

(1) ABl. C 93 vom 11.3.2019.

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 2. April 2020 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Högsta domstolen — Schweden) — Föreningen Svenska Tonsättares Internationella Musikbyrå u.p.a. 
(Stim), Svenska artisters och musikers intresseorganisation ek. för. (SAMI)/Fleetmanager Sweden AB, 

Nordisk Biluthyrning AB

(Rechtssache C-753/18) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung – Geistiges Eigentum – Urheberrecht und verwandte Schutzrechte – 
Richtlinie 2001/29/EG – Art. 3 Abs. 1 – Richtlinie 2006/115/EG – Art. 8 Abs. 2 – Begriff „öffentliche 
Wiedergabe“ – Unternehmen, das standardmäßig mit einem Radioempfangsgerät ausgestattete Fahrzeuge 

vermietet)

(2020/C 222/13)

Verfahrenssprache: Schwedisch

Vorlegendes Gericht

Högsta domstolen

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Föreningen Svenska Tonsättares Internationella Musikbyrå u.p.a. (Stim), Svenska artisters och musikers 
intresseorganisation ek. för. (SAMI)

Beklagte: Fleetmanager Sweden AB, Nordisk Biluthyrning AB
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Tenor

Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur 
Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft 
und Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 2006/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zum 
Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu bestimmten dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Bereich des geistigen 
Eigentums sind dahin auszulegen, dass die Vermietung von mit einem Radioempfangsgerät ausgestatteten Fahrzeugen keine 
öffentliche Wiedergabe im Sinne dieser Bestimmungen darstellt. 

(1) ABl. C 65 vom 18.2.2019.

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 2. April 2020 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Landgerichts Koblenz — Deutschland) — Stadtwerke Neuwied GmbH/RI

(Rechtssache C-765/18) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2003/55/EG – Gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt – Verbraucherschutz – Art. 3 Abs. 3 und Anhang A Buchst. b – Transparenz der 

allgemeinen Vertragsbedingungen – Pflicht, den Verbraucher rechtzeitig und direkt über eine 
Tariferhöhung zu informieren)

(2020/C 222/14)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Landgericht Koblenz

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Stadtwerke Neuwied GmbH

Beklagter: RI

Tenor

Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame 
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG in Verbindung mit deren Anhang A 
Buchst. b und c ist dahin auszulegen, dass in dem Fall, dass Tarifänderungen, die den Kunden nicht persönlich mitgeteilt 
worden sind, von einem Gasversorger letzter Instanz nur zu dem Zweck vorgenommen werden, den Anstieg der 
Bezugskosten von Erdgas ohne Gewinnerzielungsabsicht abzuwälzen, die Einhaltung der in diesen Bestimmungen 
genannten Transparenz- und Informationspflichten durch den Versorger keine Voraussetzung für die Gültigkeit der 
betreffenden Tarifänderungen ist, sofern die Kunden den Vertrag jederzeit kündigen können und über angemessene 
Rechtsbehelfe verfügen, um Ersatz für den Schaden zu erhalten, der gegebenenfalls durch das Unterbleiben einer 
persönlichen Mitteilung der Änderungen entstanden ist. 

(1) ABl. C 112 vom 25.3.2019.
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